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Recht auf Telearbeit für Bundesangestellte
(Mo. 20.4010)

Bundesverwaltung - Organisation

Im September 2020 reichte Marco Romano (mitte, TI) eine Motion ein, mit der er ein
Recht auf Telearbeit zu einem bestimmten Prozentsatz für Bundesangestellte
schaffen wollte. Die Möglichkeit zu mobilem Arbeiten solle nicht mehr von den
Vorgesetzten abhängig sein, sondern für die ganze Bundesverwaltung geregelt werden.
Er verwies auf die zahlreichen Vorteile von Telearbeit wie die Mobilitätsabnahme, die
Kostenreduktion bezüglich Infrastruktur, eine bessere Vereinbarkeit von Familie und
Beruf sowie eine ausgeglichene Vertretung der verschiedenen Regionen und
Minderheiten in der Bundesverwaltung. Damit fügt sich die Motion in eine Reihe
weiterer parlamentarischer Vorstösse ein, die flexiblere Arbeitsformen für die
Bundesverwaltung fördern wollen. 
Der Bundesrat beantragte im November 2020 die Annahme der Motion, zumal flexible
Arbeitsformen auch in der Bundesverwaltung immer häufiger würden. Er habe bereits
das EFD beauftragt, die Anpassung der rechtlichen Grundlagen zu prüfen.
Nachdem Lars Guggisberg (svp, BE) die Motion bekämpfte hatte, wurde diese in der
Frühjahrssession 2021 vom Nationalrat behandelt. Romano betonte nochmals die
Wichtigkeit von Homeoffice, vor allem in Folge der Corona-Pandemie. Guggisberg
anerkannte zwar im Namen seiner Fraktion die Vorteile von Telearbeit, wehrte sich aber
gegen einen gesetzlichen Anspruch darauf, zumal damit «wichtiger organisatorischer
Handlungsspielraum» verloren gehe. Nicht alle Personen und alle Arbeiten seien für
mobiles Arbeiten geeignet. Obwohl Homeoffice nicht für alle Verwaltungsangestellten
möglich sei, wolle der Bundesrat das Gesetz anpassen, um Klarheit und Sicherheit zu
schaffen, wie Bundesrat Ueli Maurer erklärte. Der Nationalrat sprach sich in der Folge
mit 139 zu 50 Stimmen (bei 1 Enthaltung) für die Annahme der Motion aus. Einzig die
SVP-Fraktion lehnte den Vorstoss ab. 1

MOTION
DATUM: 16.09.2020
GIADA GIANOLA

Der Ständerat beschäftigte sich im Rahmen der Herbstsession 2021 mit der Motion
«Formen mobilen Arbeitens», die den Bundesrat beauftragen wollte, das Recht auf
Telearbeit zu einem bestimmten Prozentsatz für Bundesangestellte zu schaffen.
Im Rahmen der Ständeratsdebatte führte Kommissionssprecher Andrea Caroni (fdp,
AR) aus, dass der Bundesrat im Mai 2021 die Bundespersonalverordnung geändert habe
und die Änderung bereits in Kraft getreten sei. Diese Änderung ermögliche es den
Angestellten, an verschiedenen Arbeitsorten zu arbeiten, und regle unter anderem den
Gesundheitsschutz und die Infrastruktur. Die SPK-SR erachtete somit das Anliegen als
erfüllt und empfahl, die Motion abzulehnen, was der Ständerat in der Folge auch tat. 2

MOTION
DATUM: 21.09.2021
GIADA GIANOLA

Zielbild zur Ausgestaltung der flexiblen
Arbeitsformen in der Bundesverwaltung

Bundesverwaltung - Organisation

Der Bundesrat wolle mit dem gezielten Einsatz flexibler Arbeitsformen die Attraktivität
der Bundesverwaltung als Arbeitgeberin bewahren, erklärte er in seinem Mitte
Dezember 2020 zum ersten Mal verabschiedeten Zielbild zur Ausgestaltung der
flexiblen Arbeitsformen in der Bundesverwaltung. Damit strebe er einen integralen
Ansatz und eine «optimale Verbindung der drei Dimensionen Mensch, Technologie und
Infrastruktur» an. Es gelte jeweils den idealen Einsatz örtlicher (zentral, dezentral,
mobil), zeitlicher und organisatorischer (Einzelarbeit, Kollaboration) Massnahmen den
jeweiligen Erfordernissen anzupassen. Damit liessen sich nicht zuletzt eine bessere
Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben erzielen. Der Bundesrat will das Zielbild alle
zwei Jahren prüfen und aktualisieren. 3

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 11.12.2020
MARC BÜHLMANN
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Zukunftsfähige Daten-Infrastruktur und
Daten-Governance in der Bundesverwaltung
(Mo. 20.4260)

Bundesverwaltung - Organisation

Die gesamte Bundesverwaltung soll mit Hilfe eines zentralen Daten-Hubs eine
zukunftsfähige Daten-Infrastruktur und Daten-Governance erhalten; der digitale
Austausch zwischen Behörden aller Staatsebenen aber auch zwischen Behörden und
Wirtschaft sowie Zivilgesellschaft soll mittels sogenannter «Open Access-Echtzeit-
Schnittstellen (API)» verbessert werden. Nichts weniger forderte eine Motion der
Finanzkommission des Nationalrats, die nicht einmal zwei Monate nach ihrer
Einreichung vom Nationalrat in der Wintersession 2020 überwiesen wurde. Die FK-NR
begründete ihren Vorstoss und den damit verbundenen Auftrag an den Bundesrat
damit, mittels jährlichem Bericht aufzuzeigen, wie gross der Anteil an via diesem Hub
erreichbaren und genutzten Daten ist, mit dem Ziel der Verbesserung der Beziehungen
zwischen Staat und Unternehmen bzw. Bürgerinnen und Bürgern. Das «Once-Only-
Prinzip» müsse umgesetzt werden: Standardinformationen sollen von der
Zivilgesellschaft und der Wirtschaft allen Behörden lediglich einmal mitgeteilt werden
müssen. Die FK-NR wollte ihre Motion als Ergänzung zu den bereits angenommenen
gleichlautenden Motionen Vonlanthen (cvp, FR; Mo. 18.4276) und Grüter (svp, LU; Mo.
18.4238) verstanden wissen, die die Einführung von elektronischen Schnittstellen in der
Bundesverwaltung fordern. Der Bundesrat hatte die Annahme der Motion beantragt und
im Nationalrat wurde sie ohne Diskussion durchgewinkt. 4

MOTION
DATUM: 17.12.2020
MARC BÜHLMANN

Auch die FK-SR unterstützte einstimmig die Idee einer zukunftsfähigen Daten-
Infrastruktur und Daten-Governance, wie sie von der Motion ihrer
Schwesterkommission gefordert, vom Bundesrat unterstützt und vom Nationalrat in der
Winteression 2020 diskussionslos angenommen worden war. Allerdings betonte die
ständerätliche Kommission in ihrer Medienmitteilung Ende Januar 2021, dass die
Kantone einbezogen werden müssten, seien diese doch hinsichtlich Digitalisierung
teilweise schon weiter als der Bund. 
Auch der Ständerat hiess dann in der Frühjahrssession die Erleichterung und
Beschleunigung der Digitalisierung durch eine Vereinheitlichung und Standardisierung
der digitalen Prozesse in der Bundesverwaltung, wie Kommissionssprecher Peter
Hegglin (mitte, ZG) für das Anliegen warb, diskussionslos gut. 5

MOTION
DATUM: 08.03.2021
MARC BÜHLMANN

Nachhaltiges Arbeiten beim Bund (Mo.
20.4338)

Bundesverwaltung - Organisation

Der Covid-19-Lockdown habe dezentrales Arbeiten im Home-Office oder in Co-
Working-Räumen nicht nur nötig, sondern auch beliebt gemacht, begründete die FK-
NR ihre in eine Motion gepackte Forderung für mehr nachhaltiges Arbeiten beim Bund.
Die Erfahrungen sowohl für Arbeitnehmende als auch für Arbeitgebende – so hätten
Umfragen gezeigt – seien positiv. Zwar sei das Arbeiten im Team wichtig für eine
gesunde Unternehmenskultur, Home-Office habe aber zahlreiche Vorteile: Reduzierte
Pendlerströme entlasteten die Verkehrsinfrastruktur und trügen zu einem besseren
Klimaschutz und dem Erhalt von Biodiversität bei, zudem könnten strukturschwache
Regionen von der Verlagerung von Arbeitsplätzen oder dem Arbeiten im Home-Office
profitieren. Bei der Planung von Arbeitsplätzen in der Bundesverwaltung soll der
Bundesrat zukünftig – so die Forderung der Motion – die positiven wirtschaftlichen,
sozialen und ökologischen Effekte von Home-Office miteinbeziehen.
Der Bundesrat beantragte Ende Januar 2021 die Annahme der Motion. Er beabsichtige
in der Bundesverwaltung flexible Arbeitsformen zu fördern, wie er dies auch in einem
Zielbild zur Ausgestaltung der flexiblen Arbeitsformen in der Bundesverwaltung
dargelegt habe. Die «Covid-19-Erfahrungen nutzen» – so die Bezeichnung der Motion –
wollen auch eine Reihe weiterer noch hängiger Vorstösse: das Postulat von Hansjörg
Knecht (svp, AG; Po. 20.4369), das die Möglichkeit einer Dezentralisierung von
Arbeitsplätzen dank Digitalisierung untersucht haben will; die Motion von Martin

MOTION
DATUM: 27.01.2021
MARC BÜHLMANN
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Candinas (Mitte, GR; Mo. 20.4727), die mehr dezentrale Arbeitsplätze der
Bundesverwaltung in peripheren Kantonen fordert; oder die vom Nationalrat bereits
gutgeheissene Motion der FK-NR (Mo. 20.4260), mit der eine zukunftsfähige Daten-
Infrastruktur in der Bundesverwaltung gefordert wird. 6

Ganz am Schluss der laut Präsident Andreas Aebi (svp, BE) vermutlich längsten Debatte
in der Geschichte des Nationalrats – verhandelt worden waren das Covid-19-Gesetz
und der Nachtrag zum Voranschlag 2021 – um 0 Uhr 40 nahmen die Volksvertreterinnen
und -vertreter ohne Diskussion die Motion der FK-NR an, mit der nachhaltiges Arbeiten
beim Bund gefordert werden sollte. Der Bundesrat hatte die Annahme der Motion
beantragt, die er in die Erarbeitung von Massnahmen für flexibles Arbeiten in der
Bundesverwaltung integrieren wollte. Die Motion möchte insbesondere die positiven
Erfahrungen von Home-Office während des Covid-19-Lockdowns fruchtbar machen. 7

MOTION
DATUM: 08.03.2021
MARC BÜHLMANN

In der Sommersession nahm auch der Ständerat die Motion der FK-NR für nachhaltiges
Arbeiten beim Bund stillschweigend an. Das sogenannte «dezentralisierte Arbeiten»
solle gefördert werden, zudem solle der Bundesrat diese Förderungsmassnahmen in
einem Umsetzungsplan mit messbaren Zielgrössen darlegen. Dabei sollen auch die
Erfahrungen von Homeoffice während der Corona-Pandemie sowie Überlegungen zu
positiven wirtschaftlichen und ökologischen Folgen einfliessen. In ihrem Bericht, mit
dem sie ihre einstimmige Unterstützung zur Motion begründete, hob die FK-SR auch
den Umstand hervor, dass Co-Working und Homeoffice die Attraktivität des Bundes als
Arbeitgeber stärken könnten. 
Nachdem Peter Hegglin (mitte, ZG) im Rat die Kommissionsposition dargelegt hatte,
ergriff Ueli Maurer das Wort und bekräftigte die Unterstützung des Bundesrats für
dieses Anliegen. Allerdings habe sich in der Zwischenzeit die «erste Euphorie für das
Homeoffice ein bisschen verflüchtigt», es gebe durchaus auch Nachteile. Wichtig sei
eine Gesamtbetrachtung und das Gespräch mit den Mitarbeitenden. 8

MOTION
DATUM: 09.06.2021
MARC BÜHLMANN

Arbeitsplätze des Bundes dank Digitalisierung
verstärkt dezentralisieren (Po. 20.4369)

Bundesverwaltung - Organisation

Ob man Arbeitsplätze des Bundes dank Digitalisierung verstärkt dezentralisieren kann,
möchte Hansjörg Knecht (svp, AG) den Bundesrat mittels Postulat abklären lassen. Der
Bund könne an dezentralen Standorten attraktiver werden, wenn er dort neue
Arbeitsplatzmodelle im Sinne von «Shared-Workspaces» oder «Co-Working-Spaces»
einrichte. Damit würden nicht nur Kosten und Bürofläche gespart, sondern auch die
Attraktivität peripherer Regionen gesteigert und das Verkehrsnetz entlastet. Die Covid-
19-Krise habe gezeigt, dass sich dank Digitalisierung auch für die Bundesverwaltung
zahlreiche neue Möglichkeiten für Home Office ergäben. Mit einer Regionalisierung,
Flexibilisierung und Modernisierung von Arbeitsplätzen könne der Bund zudem im
Konkurrenzkampf um qualifizierte Arbeitnehmende besser bestehen – so Knecht in der
Begründung seines Postulats. 
Der Bundesrat beantragte den Vorstoss in seiner Stellungnahme Ende Januar 2021 zur
Annahme. Er heisse flexible Arbeitsformen explizit gut und wolle diese mit einer Reihe
von Massnahmen fördern. 9

POSTULAT
DATUM: 27.01.2021
MARC BÜHLMANN

Im Ständerat gab es aufgrund der Zustimmung des Bundesrats erwartungsgemäss keine
Diskussion zum Postulat von Hansjörg Knecht (svp, AG), mit dem er die Prüfung einer
Dezentralisierung der Arbeitsplätze des Bundes dank Digitalisierung verlangte. Der
Aargauer Ständerat warb mit möglicher Kostensenkung und der Steigerung der
Attraktivität peripherer Standorte, wenn Arbeitsplätze dank Digitalisierung nicht mehr
nur in Bern vergeben werden könnten. Nachdem Bundesrat Ueli Maurer präzisiert
hatte, dass Arbeitsplätze nicht «irgendwo in der Prärie oder in abgelegenen Gebieten
angesiedelt» würden, sondern Digitalisierung wohl zu mehr Home-Office führen werde
und Arbeitsplätze dorthin gingen, «wo die Leute wohnen», nahm die kleine Kammer
den Vorstoss diskussionslos an. 10

POSTULAT
DATUM: 10.03.2021
MARC BÜHLMANN
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Mitte Dezember 2024 legte der Bundesrat seinen Bericht in Erfüllung der Motionen
20.4338 und 20.4727 sowie des Postulats von Hansjörg Knecht (svp, AG) zu
nachhaltigen Arbeitsplätzen in der Bundesverwaltung vor. Die Regierung nutzte den
Bericht, um aufzuzeigen, dass die von den drei Vorstössen verlangten Massnahmen und
Ziele bereits verabschiedet und in Umsetzung seien: Die «digitale Transformation» sei
seit 2019 eine Leitlinie, die auch dezentrales Arbeiten beinhalte. Mit der 2020
gutgeheissenen Zielvorgabe für flexible Arbeitsformen in der Bundesverwaltung würden
zudem attraktive Arbeitsmodelle vor allem für Fachkräfte in ländlichen Regionen
geschaffen. Ebenfalls 2020 sei das Konzept für Desksharing verabschiedet worden.
Mobiles Arbeiten und Homeoffice habe seit der Revision der
Bundespersonalverordnung per 1. Juli 2021 eine rechtliche Grundlage. In der «Strategie
Nachhaltige Entwicklung» habe die Regierung im Juni 2021 zudem strategische
Nachhaltigkeitsziele definiert, die auch eine räumliche «Konzentration von
Verwaltungseinheiten in polyvalenten Objekten» beinhalte. So genannte Arbeits-Hubs,
die flexible Arbeitsprozesse erlaubten, würden in Zürich, in Genf und im Tessin geplant.
Die Eckwerte dafür seien Ende 2022 festgelegt worden. Alles in allem nehme der Bund
also bereits heute Nachhaltigkeit bei der Gestaltung von Arbeitsprozessen ernst, stütze
sich dabei auf digitale Technologien und flexibilisiere bestehende und neue
Arbeitsplätze. Die Ziele der Vorstösse seien entsprechend bereits heute erreicht und
weitere Massnahmen nicht nötig, schloss der Bundesrat seinen Bericht. 11

BERICHT
DATUM: 13.12.2024
MARC BÜHLMANN

Der Bund als Vorbild beim Anbieten von
dezentralen Arbeitsplätzen (Mo. 20.4727)

Bundesverwaltung - Organisation

Der Bund müsse beim Anbieten von dezentralen Arbeitsplätzen ein Vorbild sein,
forderte Martin Candinas (Mitte, GR) in seiner Motion. Die Bundesverwaltung müsse die
Arbeitsplätze besser über alle Kantone verteilen und auch für ländliche Gebiete eine
attraktive Arbeitgeberin werden. Der nationale Zusammenhalt könnte so gestärkt
werden, wenn nicht nur vorwiegend im Kanton Bern, sondern auch in peripheren
Kantonen – zum Beispiel proportional zu ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit –
Verwaltungsarbeitsplätze angeboten würden. 
Der Bundesrat beantragte Anfang Februar 2021 die Ablehnung der Motion, weil sie
bereits erfüllt sei. Die Bundesverwaltung biete bereits heute in der ganzen Schweiz
Arbeitsplätze an. Zudem müsse die Arbeitsplatzplanung ganzheitlich betrachtet werden,
wie es die Regierung in ihrem Zielbild vorschlage. Die Entwicklung von flexiblen
Arbeitsformen, die sich durch den Covid-19-Lockdown beschleunigt habe, werde auch
vom Bundesrat mit verschiedenen Massnahmen vorangetrieben. 12

MOTION
DATUM: 03.02.2021
MARC BÜHLMANN

Weil sowohl der Motionär, Martin Candinas (mitte, GR) als auch der zuständige
Bundesrat Ueli Maurer auf ein Votum verzichteten, bat Nationalratspräsidentin Irène
Kälin (gp, AG) die Ratsmitglieder ohne Diskussion um eine Entscheidung darüber, ob der
Bund beim Anbieten von dezentralen Arbeitsplätzen – also über alle Kantone und auch
ländliche Regionen verteilte Arbeitsplätze – ein Vorbild sein solle oder nicht. Sie
erinnerte freilich daran, dass die Regierung die Ablehnung der Motion beantragt hatte.
Mit 118 zu 68 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) entschied sich die Mehrheit der grossen
Kammer für Annahme der Motion, die damit an den Ständerat weitergereicht wurde.
Für das Anliegen sprachen sich die geschlossen stimmenden Fraktionen von SP, Grünen
und Mitte sowie Minderheiten der FDP und der SVP aus. Einzig die GLP votierte
geschlossen gegen das Anliegen. 13

MOTION
DATUM: 12.09.2022
MARC BÜHLMANN

Mit 8 zu 1 Stimmen (2 Enthaltungen) empfahl die SPK-SR die Motion von Martin Candinas
(mitte, GR), mit der er eine vermehrte Dezentralisierung der Arbeitsplätze des Bundes
forderte, zur Annahme. 
In der Debatte im Ständerat während der Sommersession 2023 vertrat Stefan Engler
(mitte, GR) die Argumente der Kommission. Es sei bisher nicht viel gegangen, was die
«ausgewogene territoriale Verteilung administrativer Strukturen» anbelange. Dank der
Covid-19-Krise sei es aber zu einiger Flexibilisierung der Arbeit in der
Bundesverwaltung gekommen, was zeige, dass auch flexible Arbeitsstandorte möglich
sein müssten. Man sei deshalb in der Kommission gespannt auf die bundesrätliche

MOTION
DATUM: 31.05.2023
MARC BÜHLMANN
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Antwort auf ein entsprechendes Postulat von Hansjörg Knecht (svp, AG; Po. 20.4369). Es
sei aber wichtig und mit Annahme der vorliegenden Motion anzustreben, dass auch
periphere Regionen von dieser Flexibilisierung profitierten. Der angesprochene
Hansjörg Knecht meldete sich ebenfalls zu Wort. Er könne die ablehnende Empfehlung
des Bundesrates, der die Motion Candinas als bereits erfüllt betrachte, nicht
nachvollziehen. Bis jetzt sei kaum Konkretes unternommen worden. Dabei würden nicht
nur die Randregionen, sondern auch die Zentren von einer «besseren Verteilung der
Arbeitsplätze» profitieren, da eine solche weniger «Dichtestress» etwa in Folge von
Wohnungsmangel oder Verkehrsaufkommen bedeuten würde. Finanzministerin Karin
Keller-Sutter wies darauf hin, dass sich seit der ablehnenden Antwort des Bundesrates
im Jahr 2020 einiges getan habe. Neben dem Postulat von Hansjörg Knecht sei die
Regierung auch daran, die Motion der FK-NR (Mo. 20.4338) umzusetzen, die eine
nachhaltigere Gestaltung der vom Bund angebotenen Arbeitsplätze forderte. Auch die
Motion Candinas werde in diese Arbeiten einfliessen. In der Folge nahm der Ständerat
die zuvor schon vom Nationalrat überwiesene Motion stillschweigend an. 14
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